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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 77/2026 

vom 18. Juni 2026 
Geschäftsverzeichnisnr. 8536 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfrage in Bezug auf Artikel 5 des Gesetzes vom 

30. Juli 2013 « über den Weiterverkauf von Eintrittskarten für Veranstaltungen », gestellt vom 

Kassationshof. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Joséphine Moerman und Pierre Nihoul, und den 

Richtern Thierry Giet, Yasmine Kherbache, Sabine de Bethune, Emmanuelle Bribosia und 

Magali Plovie, unter Assistenz des Kanzlers Frank Meersschaut, unter dem Vorsitz der 

Präsidentin Joséphine Moerman, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfrage und Verfahren 

 

 In seinem Entscheid vom 9. September 2025, dessen Ausfertigung am 25. September 2025 

in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, hat der Kassationshof folgende 

Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstößt Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2013 über den Weiterverkauf von 

Eintrittskarten für Veranstaltungen gegen die Artikel 38 und 127 § 1 Nr. 1 der Verfassung in 

Verbindung mit Artikel 4 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der 

Institutionen, aufgrund dessen nur die Gemeinschaften für die kulturellen Angelegenheiten 

zuständig sind? ». 

 

(…) 
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  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 B.1.  Die Vorabentscheidungsfrage bezieht sich auf die Einschränkung des Weiterverkaufs 

von Eintrittskarten für Veranstaltungen im Sinne von Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2013 

« über den Weiterverkauf von Eintrittskarten für Veranstaltungen » (nachstehend: Gesetz vom 

30. Juli 2013). 

 

 B.2.1.  Das Gesetz vom 30. Juli 2013 bezweckt die Gewährleistung der Zugänglichkeit 

kultureller und sportlicher Veranstaltungen. 

 

 B.2.2.  Um das verfolgte Ziel zu erreichen, hat der Gesetzgeber dem Weiterverkauf von 

Eintrittskarten Zügel angelegt. Unter Weiterverkauf ist « Verkauf und Angebot zum Verkauf 

einer Eintrittskarte, die nicht vom ursprünglichen Verkäufer ausgehen » (Artikel 2 Nr. 4) zu 

verstehen.  

 

 Eine Eintrittskarte im Sinne des Gesetzes ist eine « Unterlage, Mitteilung oder Code, 

ungeachtet der Form und des Trägers, durch die der Erwerb des Rechts, einer kulturellen, 

sportlichen oder kommerziellen Veranstaltung oder einer Livevorstellung beizuwohnen, bei 

einem Produzenten, Organisator, Inhaber der Nutzungsrechte oder irgendeinem anderen 

akkreditierten Verkäufer bescheinigt wird » (Artikel 2 Nr. 1). 

 

 Der ursprüngliche Verkauf ist das « erste Inverkehrbringen gegen Bezahlung von 

Eintrittskarten durch eine der in Nr. 1 erwähnten Personen » (Artikel 2 Nr. 2). 

 

 Der ursprüngliche Verkäufer ist « eine natürliche oder juristische Person, die einen 

ursprünglichen Verkauf tätigt » (Artikel 2 Nr. 3). 

 

 Der Endpreis ist der von Verbrauchern zu zahlende Gesamtpreis einschließlich 

Mehrwertsteuer, aller sonstigen Abgaben und der Kosten anderer Dienstleistungen, die der 

Verbraucher gezwungenermaßen zusätzlich bezahlen muss (Artikel 2 Nr. 6). Dieser Endpreis 

wird vom ursprünglichen Verkäufer beim Anbieten des Geschäfts mitgeteilt und ist auf 
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unzweideutige Weise und in klar leserlichen Schriftzeichen auf der Eintrittskarte vermerkt 

(Artikel 4 § 1). 

 

 B.2.3.  Der fragliche Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2013 bestimmt: 

 

 « § 1.  Regelmäßiger Weiterverkauf ist verboten. 

 

 Anbieten im Hinblick auf regelmäßigen Weiterverkauf und das Bereitstellen von Mitteln, 

die für einen regelmäßigen Weiterverkauf verwendet werden, sind verboten. 

 

 § 2.  Gelegentlicher Weiterverkauf zu einem Preis, der den in Artikel 4 § 1 bestimmten 

Preis überschreitet, ist verboten. 

 

 Anbieten im Hinblick auf gelegentlichen Weiterverkauf und das Bereitstellen von Mitteln, 

die für einen gelegentlichen Weiterverkauf verwendet werden, sind ebenfalls verboten, wenn 

der Weiterverkaufspreis den in Artikel 4 § 1 bestimmten Preis überschreitet. 

 

 § 3.  Weiterverkauf vor Beginn des ursprünglichen Verkaufs ist verboten. 

 

 Anbieten im Hinblick auf Weiterverkauf und das Bereitstellen von Mitteln, die für einen 

Weiterverkauf verwendet werden, sind ebenfalls vor Beginn des ursprünglichen Verkaufs 

verboten. 

 

 § 4.  Verkauf von privilegierten Eintrittskarten und Werbeeintrittskarten, die nicht 

Gegenstand eines ursprünglichen Verkaufs waren, ist verboten. 

 

 Anbieten im Hinblick auf Weiterverkauf und das Bereitstellen von Mitteln, die für einen 

Weiterverkauf verwendet werden, sind ebenfalls für den Weiterverkauf von privilegierten 

Eintrittskarten und Werbeeintrittskarten, die nicht Gegenstand eines ursprünglichen Verkaufs 

waren, verboten ». 

 

 B.3.1.  Das vorlegende Rechtsprechungsorgan befragt den Gerichtshof zur Vereinbarkeit 

dieser Bestimmung mit den Artikeln 38 und 127 § 1 Absatz 1 Nr. 1 der Verfassung in 

Verbindung mit Artikel 4 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen 

(nachstehend: Sondergesetz vom 8. August 1980), aufgrund dessen die Gemeinschaften für die 

kulturellen Angelegenheiten zuständig sind. 

 

 B.3.2.  In ihren Schriftsätzen bittet die vor dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan 

klagende Partei den Gerichtshof, den in Rede stehenden Artikel 5 des Gesetzes vom 

30. Juli 2013 in Verbindung mit dem vorerwähnten Artikel 2 Nrn. 1 und 4 desselben Gesetzes 

zu betrachten. Ferner führt sie ebenfalls einen Verstoß gegen den in Artikel 143 § 1 der 

Verfassung erwähnten Grundsatz der föderalen Loyalität an. 
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 B.3.3.  Parteien vor dem Gerichtshof dürfen die Tragweite einer Vorabentscheidungsfrage 

nicht ändern oder erweitern, sodass die Prüfung der Frage weder auf Artikel 2 Nr. 1 und Nr. 4 

des Gesetzes vom 30. Juli 2013 noch auf die Vereinbarkeit der fraglichen Bestimmung mit dem 

in Artikel 143 § 1 der Verfassung erwähnten Grundsatz der föderalen Loyalität ausgedehnt 

werden kann. Es obliegt nämlich nur dem vorlegenden Rechtsprechungsorgan, zu entscheiden, 

welche Vorabentscheidungsfragen dem Gerichtshof zu stellen sind, und dabei den Umfang der 

Befassung zu bestimmen. 

 

 Sowohl die von den Parteien angeführten Beschwerdegründe als auch die Begründung der 

Vorlageentscheidung können jedoch dazu führen, dass zur Prüfung der in der 

Vorabentscheidungsfrage erwähnten Bestimmung andere Bestimmungen berücksichtigt 

werden. 

 

 B.4.1.  Artikel 38 der Verfassung bestimmt: 

 

 « Jede Gemeinschaft hat die Befugnisse, die ihr die Verfassung oder die aufgrund der 

Verfassung ergangenen Gesetze zuerkennen ». 

 

 Artikel 127 § 1 Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 2 der Verfassung bestimmt 

 

 « Die Parlamente der Französischen und der Flämischen Gemeinschaft regeln durch 

Dekret, jedes für seinen Bereich: 

 

 1.  die kulturellen Angelegenheiten; 

 

 […] 

 

 Ein Gesetz, das mit der in Artikel 4 letzter Absatz bestimmten Mehrheit angenommen wird, 

legt die unter Nummer 1 erwähnten kulturellen Angelegenheiten […] fest ». 

 

 B.4.2.  Artikel 4 Nr. 3, Nr. 9 und Nr. 10 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 bestimmt: 

 

 « Die kulturellen Angelegenheiten, auf die sich Artikel 127 § 1 [Absatz 1] Nr. 1 der 

Verfassung bezieht, sind: 

 

 […] 

 

 3.  die schönen Künste, 
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 […] 

 

 9.  Leibeserziehung, Sport und Leben im Freien, 

 

 10.  Freizeitgestaltung, 

 

 […] ». 

 

 B.5.1.  Nach Auffassung der Autoren des Gesetzesvorschlags, der zum Gesetz vom 

30. Juli 2013 geführt hat, müssen kulturelle und sportliche Veranstaltungen « für die 

größtmögliche Anzahl von Verbrauchern zugänglich sein. Die breite Öffentlichkeit muss zu 

marktgerechten Bedingungen Zugang zu diesen Veranstaltungen erhalten. Sie muss mit 

anderen Worten die Chance erhalten, zu normalen Preisen von diesen Diensten Gebrauch zu 

machen » (Parl. Dok., Kammer, 2010-2011, DOC 53-0656/001, S. 3). 

 

 Der Gesetzesvorschlag « ist die Folge einer artifiziellen Knappheit an Eintrittskarten, die 

für gewisse Veranstaltungen geschaffen wird » (Parl. Dok., Kammer, 2012-2013, 

DOC 53-0656/005, S. 6). Die Autoren des Vorschlags skizzieren die Art und Weise, wie diese 

Knappheit zustande kommt: 

 

 « De secundaire verkoop van toegangsbewijzen tegen uitzonderlijk hoge prijzen, en in het 

bijzonder de secundaire handel via het internet, zorgen ervoor dat een nieuwe vorm van 

schaarste ontstaat. Dergelijke secundaire handelaars kopen via stromannen massaal 

toegangsbewijzen op bij de officiële verkopers en verkopen deze vrijwel onmiddellijk (en in 

sommige gevallen reeds voor het ogenblik waarop zij de toegangsbewijzen zelf verwerven) via 

een secundair circuit aan een prijs die vaak 6 tot 7 maal de prijs uitmaakt van de oorspronkelijke 

prijs » (Parl. Dok., Kammer, 2010-2011, DOC 53-0656/001, S. 3). 

 

 Die in Rede stehende Bestimmung ergibt sich also aus der Feststellung, dass der 

Sekundärmarkt für Konzertkarten manipuliert wird und demzufolge nicht funktioniert: 

 

 « Zo bijvoorbeeld worden op sommige websites tickets aangeboden voor de 

voetbalwedstrijd tussen België en Servië tegen een prijs van 1 000 euro. Dit is onacceptabel : 

van belang is de toegankelijkheid garanderen, niet de speculatie » (Parl. Dok., Kammer, 

2012-2013, DOC 53-0656/005, S. 4). 

 

 B.5.2.  Die in Rede stehende Bestimmung hat im Wesentlichen zum Zweck, den 

Auswüchsen der freien Marktwirkung auf dem so genannten Sekundärmarkt 

entgegenzuwirken. 
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 Ein Sekundärmarkt entsteht, wenn der vom ursprünglichen Verkäufer für die Eintrittskarte 

berechnete Preis bedeutend niedriger ist als der Preis, der durch die freie Marktwirkung, d.h. 

durch den bloßen Mechanismus von Angebot und Nachfrage bestimmt wird. Je größer die 

Differenz zwischen den beiden Preisen ist, desto größer ist die vom Sekundärmarkt ausgehende 

Anziehungskraft und desto größer der Gewinn, den der Weiterverkäufer der Eintrittskarte 

erzielt. 

 

 Die freie Marktwirkung stellt in der Regel kein Problem dar, wenn der ursprüngliche 

Verkäufer die Nachfrage falsch eingeschätzt hat. Dies ist meistens jedoch nicht der Fall bei den 

kulturellen und sportlichen Veranstaltungen, um die es im Gesetz vom 30. Juli 2013 geht. In 

den meisten Fällen hat der Verkäufer der Eintrittskarte freiwillig einen unter dem geschätzten 

Marktpreis liegenden Preis festgesetzt, mit dem Ziel, ihren Ankauf für eine möglichst große 

Anzahl von Verbrauchern zugänglich zu machen. 

 

 Unter solchen Umständen, wenn der ursprüngliche Verkäufer durch die Demokratisierung 

des Verkaufspreises von Eintrittskarten selbst die freie Marktwirkung korrigiert, ist es Aufgabe 

der Behörden, dafür Sorge zu tragen, dass das ethische Bemühen des ursprünglichen Verkäufers 

nicht durch eine rein wirtschaftliche Abwägung auf dem so genannten Sekundärmarkt zur Seite 

geschoben wird. 

 

 B.5.3.  Die in Rede stehende Bestimmung, die den Weiterverkauf von Eintrittskarten für 

Veranstaltungen einschränkt, zielt also darauf ab, die Verbraucher zu schützen, und fällt somit 

in die Zuständigkeit der Föderalbehörde zur Festlegung allgemeiner Regeln in Sachen 

Verbraucherschutz aufgrund von Artikel 6 § 1 VI Absatz 4 Nr. 2 des Sondergesetzes vom 

8. August 1980. 

 

 Aufgrund dieser Bestimmung darf der föderale Gesetzgeber nicht nur den Schutz des 

Verbrauchers auf allgemeine, sondern auch auf spezifische Weise gewährleisten, besonders 

bezüglich des Zugangs zu kulturellen Veranstaltungen, unbeschadet der Möglichkeit der 

Gemeinschaften, aufgrund ihrer Zuständigkeit bezüglich kultureller Angelegenheiten diese 

Angelegenheit unter Beachtung der vorerwähnten wirtschaftlichen Aspekte an zusätzliche 

qualitative Voraussetzungen zu binden. 
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 Mit der in Rede stehenden Bestimmung reglementiert der föderale Gesetzgeber nicht die 

Preise in einer Gemeinschaftsangelegenheit und er verbietet auch nicht eine spezifische 

gewerbliche Tätigkeit. Somit ist festzuhalten, dass die in Rede stehende Bestimmung zwar ein 

prinzipielles Verbot des Weiterverkaufs von Eintrittskarten vorsieht, aber gleichzeitig eine 

Ausnahme von diesem Verbot festlegt. Die in Rede stehende Bestimmung unterscheidet 

zwischen dem regelmäßigen Weiterverkauf, der ohne Weiteres verboten ist, und dem 

gelegentlichen Weiterverkauf, der nur insofern verboten ist, als die Eintrittskarte zu einem Preis 

angeboten wird, der den ursprünglichen Preis überschreitet. Berücksichtigen wollte der 

Gesetzgeber nämlich « den Verbraucher, der wegen unvorhergesehener Umstände einer 

Veranstaltung nicht beiwohnen kann, denn er darf seine Eintrittskarte weiterverkaufen » (Parl. 

Dok., Kammer, 2012-2013, DOC 53-0656/005, S. 6). Die betreffenden Unternehmen dürfen 

auch die Mittel bereitstellen, um den vorerwähnten gelegentlichen Weiterverkauf zu 

ermöglichen. 

 

 B.6.  Der fragliche Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2013 ist vereinbar mit den 

Artikeln 38 und 127 § 1 Absatz 1 Nr. 1 der Verfassung in Verbindung mit Artikel 4 des 

Sondergesetzes vom 8. August 1980. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2013 « über den Weiterverkauf von Eintrittskarten für 

Veranstaltungen » verstößt nicht gegen die Artikel 38 und 127 § 1 Absatz 1 Nr. 1 der 

Verfassung in Verbindung mit Artikel 4 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform 

der Institutionen. 

 

 Erlassen in niederländischer und französischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 18. Juni 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Die Präsidentin, 

 

 

(gez.) Frank Meersschaut (gez.) Joséphine Moerman 

 


